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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

seit dem letzten Wochenende
ist klar: Die Kanzlerin hat kei-
ne Mehrheit mehr. Schwarz-
Gelb hat keine Mehrheit
mehr. Nicht einmal mehr in
Baden-Württemberg. Die dor-
tige Landtagswahl war von
Frau Merkel zur Schicksals-
wahl erklärt worden. Jetzt hat
sie ein eindeutiges Ergebnis:
Schwarz-Gelb ist abgewählt.

Kein Zweifel: Auch wir Sozial-
demokraten sind hinter unse-
ren Erwartungen zurück
geblieben - in Sachsen-
Anhalt, in Rheinland-Pfalz
und in Baden-Württemberg.
Ich halte es unabhängig von
der Parteipolitik für sehr wich-
tig, dass in allen drei Ländern
die Wahlbeteiligung kräftig
nach oben gegangen ist. In
Sachsen-Anhalt bereitet mir
dennoch das Ergebnis
rechtsextremer Parteien bei
den Erstwählern Sorge.

Als SPD müssen wir uns
auch fragen, warum so weni-
ge Erstwähler ihr Kreuz bei
uns gemacht haben. Vor al-
lem die Wahlen im Südwes-
ten waren Volksabstimmun-
gen gegen die Atomkraft und
natürlich verbinden viele

Glaubwürdigkeit der schwarz-
gelben Bundesregierung
massiv beschädigt: Die pro-
movierte Physikerin Angela
Merkel verkündet ein Atom-
kraft-Moratorium: Sie habe
durch die Apokalypse in Ja-
pan hinzugelernt. Nur leider
wurde ihr Wirtschaftsminister
Rainer Brüderle bei der
Wahrheit erwischt.

Neuwahlen erteilt Merkel eine
klare Absage. Sie weiß, wel-
che Konsequenzen das für
CDU/CSU und FDP hätte.
Auf den Bundestagsgängen
zittern viele Kollegen aus den
Regierungsfraktionen schon
heute um ihr Mandat. Im Ple-
narsaal konnte man das be-
sonders gut bei der Rede von
Peer Steinbrück sehen. In
seiner ersten Rede als Bun-
destagsabgeordneter hat
mein Büronachbar beeindru-
ckend aufgezeigt, wie deut-
sche Finanzpolitik in Zeiten
der Eurokrise auszusehen
hätte, wenn nur der Wille da
wäre, solide Ausgabenpolitik
mit europäischer Solidarität
zu verbinden.

Herzliche Grüße

Bärbel Bas

Menschen das Thema Atom-
kraft eher mit den Grünen.
Dabei wird leider leicht ver-
gessen: Die SPD hat bereits
1986 in einem Parteitagsbe-
schluss den Atomausstieg
festgelegt und ist niemals
davon abgerückt - auch nicht
in Zeiten der Großen Koaliti-
on, als CDU/CSU immer wie-
der auf eine Aufweichung des
Atomkonsens gedrängt ha-
ben.

Natürlich ist erst einmal die
Hauptsache: Es gibt für die
Hochrisikotechnologie Atom-
kraft keine Mehrheit mehr in
diesem Land. Als SPD dürfen
wir die guten Ergebnisse der
Grünen aber nicht allein dem
alles beherrschenden Thema
Atomkraft zu Gute schreiben.

Als Volkspartei steht die SPD
für soziale Gerechtigkeit, wirt-
schaftliche Vernunft und öko-
logische Erneuerung. Das
müssen wir jetzt auch bei ei-
nem beschleunigen Ausbau
der erneuerbaren Energien
deutlich machen. Die SPD
muss beispielsweise drauf
achten, dass Strom- und
Heizkosten für alle Menschen
bezahlbar bleiben.

Die Ereignisse der vergange-
nen Wochen haben die
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In deutschen Krankenhäu-
sern werden jährlich rund 18
Millionen Menschen behan-
delt. Etwa 400.000 bis
600.000 Patienten infizieren
sich dabei mit multiresistente
Erregern und 7.500 bis
15.000 Menschen sterben
sogar an den so genannten
Krankenhausinfektionen. Die
Zahlen wiegen um so schlim-
mer, weil Krankenhausinfekti-
onen durch Hygienemaßnah-
men vermieden werden könn-
ten. Diese Maßnahmen sind
zum Teil aber noch nicht ver-
pflichtend, es fehlt an ausge-
bildetem Personal und häufig
fällt die Hygiene der Arbeits-
belastung zum Opfer. Die
SPD will diese Zusammen-
hänge aufbrechen. Aus die-
sem Grund habe ich einen
Antrag für eine bundesein-
heitlichen Krankenhaushygie-
neverordnung initiiert und am
24. März vor dem Bundestag
dazu gesprochen. Mit einem
Klick kommen Sie hier zum
SPD-Antrag und meiner
Plenarrede zum Gesetzent-
wurf zur Änderung des In-
fektionsschutzgesetzes.

Schon vor der Bundestags-
wahl 2009 habe ich die Duis-
burger Selbsthilfegruppe der
Angehörigen von Infektions-
opfern kennengelernt und
mich für Ursachen und Fol-
gen unsachgemäßer Verord-
nungen von Antibiotika sensi-
bilisieren lassen. Unsere Anti-
biotikagabepraxis in der Hu-
man- und Tiermedizin fördert
die Entstehung multiresisten-
ter Erreger. Diese werden zu-

nehmend zu einer therapeuti-
schen Herausforderungen.
Begrenzte Therapieoptionen
erschweren die Behandlung
erheblich und verursachen
hohe, unnötige Kosten.

Alle bisher unternommenen
Maßnahmen haben nicht zu
einer Eindämmung der Kran-
kenhausinfektionen geführt.
Weder eine Erweiterung der
Meldepflicht auf MRSA-
Erreger noch eine Strategie
für einen besseren Antibioti-
kaeinsatz haben die Infekti-
onszahlen spürbar begrenzt.
Zudem bleibt es weitestge-
hend den Bundesländern vor-
behalten, die konkreten Maß-
nahmen in den Häusern vor-
zuschreiben und längst nicht
alle Bundesländer haben ei-
gene Krankenhaushygiene-
verordnungen. Die Kranken-
haushygiene hat ein großes
Umsetzungsproblem. Der
Bundesregierung fehlt aber
für wirkliche Verbesserungen
der nötige Mut.

Deswegen habe ich für die
SPD-Bundestagsf rakt ion
Vorschläge unterbreitet. Wir
fordern dringend mehr Hygie-
nefachpersonal in den Kran-
kenhäuser zu beschäftigen.
Darüber hinaus müssen wir
die bekannten und erfolgrei-
chen Strategien aus den
Nachbarländern überneh-
men. In den Niederlanden
hält man mit so genannten
Eingangsscreenings neu auf-
genommener Patienten und
deren Isolierung bis zum Er-
gebnis des Tests die Infekti-

Stichwort: Krankenhaushygiene

onsraten und die multiresis-
tenten Erreger in den Kran-
kenhäusern sehr klein. In
Deutschland brauchen wir
verpflichtende bundeseinheit-
lichen Hygienestandards. Er-
reger kennen keine Landes-
grenzen. Wir brauchen Hy-
gieneverordnungen, die den
Anforderungen der heutigen
Arbeits- und Behandlungsab-
läufe in medizinischen und
pflegerischen Einrichtungen
gerecht werden. Damit sie
auch umgesetzt werden,
brauchet es Sanktionsmög-
lichkeiten. Und wenn Kran-
kenhäuser mehr Geld wollen,
muss auch die Hygienesitua-
tion berücksichtigt werden.

Am 24. März fand die erste
Lesung zum Gesetz zur Än-
derung des Infektionsschutz-
gesetzes im Deutschen Bun-
destag statt. Jetzt berät der
Gesundheitsausschuss über
den Entwurf und ich werde
unsere SPD-Forderungen
einbringen. Fest steht: Infekti-
onen bedeuten für die Betrof-
fenen und deren Angehörige
zusätzliches Leid, längere
und sich wiederholende Kran-
kenhausaufenthalte und in
vielen Fällen den Tod. Aus
solchen Schreckensmeldun-
gen erwächst ein Misstrauen
in die, ansonsten ausgezeich-
nete medizinische und pfle-
gerische Versorgung statio-
närer Einrichtungen. Deshalb
müssen die Infektionszahlen
offen und verständlich veröf-
fentlicht werden. Mehr Trans-
parenz schafft mehr Vertrau-
en in die Krankenhäuser.

Neues aus Berlin

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/044/1704452.pdf
http://www.youtube.com/watch?v=0XxFPHvUaJs&feature=player_embedded
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+++02.04.: Frühjahrsempfang
Buchholz im Malteserkran-
kenhaus+++

+++02.04.: Podiumsdiskussi-
on beim Informationstag zum
Thema Organspende im Fo-
rum+++

+++03.04.: 125 Jahre Gott-
fried Könzgen KAB, St. Jo-
seph am Dellplatz+++

+++04.04.: Werksbesichti-
gung bei HKM mit meinem
E s s e n e r S P D -
Bundestagskollegen Rolf

+++Auszug aus meinem Kalender+++

Hempelmann+++

+++04.-08.04. & 11.-15.04:
Sitzungswochen im Deut-
schen Bundestag+++

+++Weitere Informationen
unter www.baerbelbas.de+++

Neues aus Duisburg

Bei der SPD Neudorf und
Hochfeld-Nord habe ich Ge-
nossinnen und Genossen für
ihre Treue zur SPD geehrt.
Immer wieder schön, wie mit
Stolz die Werte der SPD über
so lange Zeit bestehen und
weitergetragen werden.

Im März waren Hans Pflug
und ich wieder zu Besuch in
der Arbeitsagentur Duisburg.
Als Bundestagsabgeordnete
informieren wir uns regelmä-
ßig auch im Gespräch mit
Geschäftsführerin Angela
Schoofs über aktuelle Ent-
wicklungen des Duisburger
Arbeitsmarktes. Diesmal
stand das Thema Bildung zur
Deckung des zukünftigen
Fachkräftebedarfs ganz oben
auf unserer Tagesordnung.

Besuch in der
Arbeitsagentur Duisburg

Beim Thema Wanheimer An-
schlussbahn brauchen wir end-
lich eine Lösung für die Men-
schen. Deshalb habe ich in
den vergangenen Wochen
drei "Schriftliche Fragen an
die Bundesregierung" ge-
stellt, um mögliche Erkennt-
nisse des Bundesverkehrsmi-
nisterium zu erfragen. Das
Desinteresse und die zur
Schau gestellte Ahnungslo-
sigkeit der Bundesregierung
ist sehr ärgerlich.
Die Bundesregierung streitet
einfach ab, dass es Verkehrs-
behinderungen durch die
Wanheimer Anschlussbahn
gibt, hat angeblich keine Er-
kenntnisse über deren Aus-
lastung und verweist darauf,
dass zwei Bahnübergänge
"au fwend ig mi t e iner
BÜSTRA-Anlage versehen
wurden". Das reicht natürlich
nicht. Es bleibt dabei: Bahn
und Stadt Duisburg müssen
das Problem der Verkehrsbe-
hinderungen in Wanheim end-
lich konsequent anpacken.
Mit einem Klick hier kommen
Sie zur Rubrik „Bas fragt nach“
auf www.baerbelbas.de mit
allen meinen Fragen und Ant-
worten.

Wanheim: Ärgerli-
ches Desinteresse

Drei ganz herausragende Menschen
hat die Novitas BKK für ihre Solidarität und Hilfe für andere
Menschen mit dem Versichertenpreis 2011 ausgezeichnet. Be-
eindruckende Menschen und tolle Vorbilder für gelebte Solida-
rität im Gesundheitswesen. Ich habe mich gefreut, dabei gewe-
sen zu sein und diese Menschen kennengelernt zu haben.

www.baerbelbas.de
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Bis zum nächsten Mal, ich
freu mich drauf, Bärbel Bas

Dank des Bundestagsfernse-
hen können wir alle Plenarre-
den auch im Büro mit verfol-
gen. Alle Reden? Nur wenn
die Mitarbeiter der Bildregie
auch Spaß dran haben und
vergangenen Freitagnachmit-
tag hatte die Regie offenbar
keine Lust mehr auf die Rede
eines FDP-Kollegen. Der Kol-
lege stand gerade am Red-
nerpult, da schaltete die Re-
gie von Live-Übertragung auf
Archiv-Film. Bis zum nächs-
ten SPD-Redner hatte die
Regie Problem und Pro-
gramm aber wieder im Griff.

Die Tagesordnung des Bun-
destages ist schwer kalkulier-
bar. Am 24.März hatte ich ein
Treffen der Neulinge in der

SPD-Fraktion organisiert.
Treffpunkt: 19 Uhr. Dann wur-
de meine Rede zur Kranken-
haushygiene auf 16.30 ge-
setzt, auch das hätte locker
gereicht. Denkste. Unser Ta-
gesordnungspunkt rutschte
immer weiter nach hinten -
am Ende sogar so weit nach
hinten, dass ich erst um
20.15 Uhr reden konnte und
so vorher mit einem Glas
Wasser anstoßen musste.

Das Kürzel BDI steht nicht
nur für die Wahrheitsfin-
dungskommission von Herrn
Brüderle, sondern auch für
den Berufsverband Deut-
scher Internisten - und dieser
BDI ist absolut seiner Zeit
voraus. Lesen Sie selbst.

Neues aus meinem Tagebuch

Neues am Ende

Equal Pay Day

Am 25. März war Equal Pay
Day. Für unsere SPD-
Bundestagsfraktion ein guter
Grund um in einer öffentli-
chen Aktion am Brandenbur-
ger Tor zu fordern: So wie wir
die Frauenquote in Führungs-
positionen wollen, brauchen
wir ein Gesetz zur Durchset-
zung von gleichem Lohn für
Frauen und Männer.

Frauen verdienen in Deutsch-
land durchschnittlich 23 Pro-
zent weniger und nach zehn
Jahren Selbstverpflichtung
ohne wesentlichen Fortschritt
ist deutlich: Ohne gesetzli-
chen Druck geht es nicht. In
der SPD-Arbeitsgruppe
Gleichstellung haben wir ei-
nen Antrag mit Eckpunkte zur
Lohngleichheit erarbeitet. Ein
Gesetzentwurf soll folgen.

Mit einem Klick kommen Sie
hier zum Video der SPD-
B u n d e s t a g s f r a k t i o n
„Frauen haben mehr ver-
dient - schließlich leben wir
nicht mehr in der Steinzeit“
und hier zum SPD-Antrag
für Lohngleichheit.

Cassandra & Frank...
Beim Empfang der Frauen in
der SPD-Bundestagsfraktion
zum „Internationalen Frauen-
tag“ traf meine damalige
Praktikantin Cassandra van
Laak den SPD-Fraktions-
vorsitzenden Frank-Walter
Steineier. Wie Cassandra das
Treffen und den Rest ihres
Praktikum erlebt hat, lesen
Sie hier in ihrem Prakti-
kumsbericht.

http://www.youtube.com/user/spdfraktion?feature=mhum%23p/u/1/7k79oVNYqaU
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/050/1705038.pdf
http://www.baerbelbas.de/images/stories/staff/1praktikumsberichtcassandra.pdf

